
Beschluss:  

Der Gleichstellungsausschuss beschließt bei einer Gegenstimme mit Stimmenmehrheit die 

Beschlussempfehlung der Verwaltung: Der Antrag wird abgelehnt. Um den Sprachgebrauch in der 

Stadtverwaltung geschlechtergerecht und rechtskonform zu gestalten wird folgende Vorgehensweise 

vorgeschlagen: Die Gleichstellungsstelle wertet die Ergebnisse des o.g. interkommunalen Vergleichs 

aus. Die Gleichstellungsstelle erarbeitet alternative Vorschläge für die interne und externe 

Kommunikation, welche sowohl die Vielfalt der Geschlechter als auch die geltende Rechtsgrundlage 

berücksichtigen und erstellt eine Handreichung für die Mitarbeiter*innen. 

 


